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Informationen zu den Dienstrechtsverhandlungen 

Seit Mitte Jänner hat der Zentralausschuss mit dem ÖBB-Vorstand intensive Verhandlungen über Abänderungen der AVB geführt.

	


Ende März konnte in drei Punkten eine weitgehende Einigung erzielt werden.
Die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall wird künftig für alle Mitarbeiter nach § 16 AVB analog dem AngG und ASVG geregelt. Das bedeutet eine Fortzahlung des vollen Gehalts bis zu 12 Wochen, wobei eine grundsätzlich höhere Bemessungsgrundlage (Gehalt u. Zulagen) als bisher bei der Berechnung berücksichtigt wird.
Bei Disziplinarverfahren können Entlassungen bei besonders schweren Verfehlungen künftig auch ohne ausdrückliche Zustimmung der Personalvertretung ausgesprochen werden. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn Fehlhandlungen vorliegen, die den Dienstgeber nach § 27 Angestelltengesetz zur Entlassung berechtigen. Das Einstimmigkeitsprinzip besteht weiterhin für alle Disziplinarverfahren gegen Beschäftigte des ausführenden Betriebsdienstes (ausgenommen vorsätzliche Tatbestände). Hier ändert sich also für die EisenbahnerInnen gar nichts.
Auch im Bereich des Gehaltssystems konnte eine Einigung erzielt werden. Die bisherigen Biennalsprünge (2jährige Vorrückung) werden schrittweise durch 3jährige Vorrückungen ersetzt. Für jüngere Mitarbeiter gibt es als Ausgleich dafür eine ein- bis zweimalige Verkürzung der Vorrückungsfrist auf 1,5 Jahre. Für Mitarbeiter die sich 2005 bereits in den letzten 4 Gehaltsstufen befinden ändert sich nichts.
Mit diesen Neuregelungen sind die EisenbahnerInnen in diesen drei Bereichen des Dienstrechtes dem größten Teil der österreichischen ArbeitnehmerInnen gleichgestellt. Grundsatz dabei:
Keine Sonderrechte, aber auch keine Schlechterstellung der EisenbahnerInnen.
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